
Schadensersatzansprüche der
Bieter), sie ist aber bei Vorliegen
eines sachlichen Grundes gleich-
wohl rechtswirksam.
• Die Öffnung der Angebote hin-
dert einen öffentlichen Auftragge-
ber nicht grundsätzlich daran,
Fehler in den Vergabeunterlagen
zu beheben. Wie und in welchem
Umfang ein öffentlicher Auftrag-
geber einen erkannten Fehler kor-
rigiert, unterliegt seiner durch die
Gebote der Transparenz, Nicht-
diskriminierung und Gleichbe-
handlung eingeschränkten Ge-
staltungsfreiheit.
• Vor einer beispielsweisen Teil-
aufhebung des Vergabeverfahrens
aufgrund fehlerhafter Massenvor-
dersätze durch Zurückversetzung
in eine auf nur bestimmte Preispo-
sitionen beschränkte zweite Ange-
botsrunde hat der öffentliche Auf-
traggeber aber zu prüfen, ob die
beabsichtigte und auf bestimmte
Preise bezogene Preisänderung im
Einzelfall Einfluss auf das Preisge-
füge im Übrigen haben kann.
Steht dies zu befürchten, ist er an
einer solchen Fehlerkorrektur ge-
hindert und muss gegebenenfalls
vollständig neue Angebote einho-
len. > HOLGER SCHRÖDER

Der Autor ist Rechtsanwalt bei Rödl &
Partner in Nürnberg.

sprüchen der Bieter. Notwendige
Voraussetzung für eine rechtswirk-
same vollständige oder teilweise
Verfahrensaufhebung ist hingegen
„nur”, dass der öffentlicheAuftrag-
geber einen sachlichen Grund da-
für geltend machen kann, sodass
eine Diskriminierung einzelner
Bieter ausgeschlossen und seine
Entscheidung nicht willkürlich ist
oder nur zumSchein erfolgt, so das
OLG Düsseldorf (Beschluss vom
12. Januar 2015 – Verg 29/14).
Wichtige Aspekte für die Be-

schaffungspraxis sind:
• Kann ein öffentlicher Auftragge-
ber keine normierten Aufhebungs-
gründe geltend machen, so ist sei-
ne Aufhebungsentscheidung zwar
nicht rechtmäßig (mögliche Folge:

Ein öffentlicher Auftraggeber
kann grundsätzlich nicht ver-

pflichtet werden, einen Auftrag auf
der Grundlage einer von ihm als
fehlerhaft erkannten Ausschrei-
bung zu erteilen. Die Korrektur ei-
nes von einem öffentlichen Auf-
traggeber verursachten Vergabe-
fehlers erfordert nicht das Vorlie-
gen der normierten Aufhebungs-
voraussetzungen (zum Beispiel §
17 Abs. 1 VOB/A-EG). Bei einer
ganzen oder teilweisen Aufhebung
ist zwischen der Rechtswirksam-
keit einerseits und der Rechtmä-
ßigkeit der (Teil-)Aufhebungsent-
scheidung andererseits zu unter-
scheiden. FehlennormierteAufhe-
bungsgründe, so führt dies „nur”
zu möglichen Schadensersatzan-

OLG Düsseldorf: Wird vor Zuschlagserteilung ein erheblicher Fehler in den Vergabeunterlagen festgestellt, kann dieser bereinigt werden

Unterlagen darf man nach der Submission korrigieren

Einzelne Bieter dürfen bei Vergaben nicht diskriminiert werden. FOTO SCHWEINFURTH

EFRE-Programm beteiligt. Die
ausgewählten, aber auch die aus-
geschiedenen interkommunalen
Kooperationen werden weiterhin
fachlich begleitet. Für die Bera-
tung bei der Auswahl und Umset-
zung der konkreten EU-Förder-
projekte stehen die Sachgebiete
Städtebau bei der örtlich zustän-
digen Bezirksregierung ebenso zur
Verfügung wie für die Suche nach
alternativen Fördermöglichkeiten
für die im Rahmen der EFRE-För-
derung nicht berücksichtigten
Vorhaben. > BSZ

Mehr Infos unter:
www.efre-bayern.de/investitionen-in-
wachstum-und-beschaeftigung/
oder
www.innenministerium.bayern.de/
buw/staedtebaufoerderung/foerder-
programme/eustrukturfoerderung/

verfügbaren Mittel nicht durch
förderbare Projekte binden kön-
nen.
In der Förderperiode 2014 bis

2020 stehen in diesem Förderbe-
reich zunächst insgesamt 58 Mil-
lionen Euro EU-Mittel für Projek-
te der 20 ausgewählten interkom-
munalen Kooperationen bereit.
Weitere EU-Mittel können für die
Kohlendioxid-Einsparung in der
kommunalen Infrastruktur einge-
setzt werden. Entsprechende Pro-
jekte sind in Konzepten einzelner
interkommunaler Kooperationen
bereits angelegt. Für diese Förde-
rung erfolgt noch ein gesonderter
Aufruf.
Neben der Obersten Baubehör-

de im Innenministerium und dem
Wirtschaftsministerium sind auch
das Umweltministerium und das
Wissenschaftsministerium am

region Regensburg (Regensburg),
Landkreis Kronach (Kronach),
Markgräfliche Kulturregion Bay-
reuth/Land (Bayreuth), Neu-
markter Kuppenalb-Allianz (Vel-
burg), Nördliches Naabtal (Nab-
burg), Rhön-Grabfeld (Ostheim
vor der Rhön), Rottaler Hofmar-
ken (Arnstorf), Seenland Ober-
pfälzer Wald (Neunburg vorm
Wald), Sonthofener Land (Sont-
hofen), Stadt-Umland Rosenheim
(Rosenheim), Stadt und Land-
kreis Hof – Rand wird Mitte (Hof)
und Würzburg-Umland (Ger-
brunn).
Zehn weitere interkommunale

Kooperationen wurden in eine
Nachrückerliste aufgenommen.
Sie können zum Zuge kommen,
falls die ausgewählten Koopera-
tionen insbesondere in speziellen
Segmenten des Programms die

die Entscheidung nicht gerade er-
leichtert. Wegen der nur begrenzt
verfügbaren EU-Mittel musste je-
doch eine Auswahl getroffen wer-
den. Das Auswahlgremium hat in
einem transparenten und gutach-
terlich begleiteten Verfahren auf
Grundlage eines Punktesystems
folgende 20 interkommunale Ko-
operationen ausgewählt, die in ei-
nem nächsten Schritt Förderan-
träge für konkrete Projekte vorbe-
reiten können (in Klammern die
jeweilige Leitkommune): Aktivre-
gion Stadt-Land-See (Scheidegg),
ARGE Regental (Reichenbach),
Brückenland Bayern-Böhmen
(Schönsee), Entwicklungsraum
A9 (Pegnitz), Fichtelgebirge
(Selb), Haßberge (Haßfurt), Hes-
selberg Region (Leutershausen),
Ingolstadt und Umland erleben
(Ingolstadt), Innovative Energie-

Das Auswahlverfahren zur För-
derung integrierter räumlicher
Entwicklungsmaßnahmen (IRE)
deckt vier Förderbereiche des ope-
rationellen EFRE-Programms im
Ziel ab: Investitionen inWachstum
und Beschäftigung in Bayern von
2014 bis 2020. Das hierzu im Au-
gust 2013 ausgeschriebene Interes-
sensbekundungsverfahren hat mit
82 Bewerbungen ein überaus gro-
ßes Echo gefunden. In der letzten
Auswahlrundehaben36 interkom-
munale Kooperationen integrierte
räumliche Entwicklungskonzepte
eingereicht, die alle den geforder-
ten Mindestvoraussetzungen ent-
sprachen.
Das hat dem hierfür eigens ein-

gerichteten Auswahlgremium, das
von den beteiligten Ministerien
und den kommunalen Spitzenver-
bänden paritätisch besetzt war,

Innenminister Joachim Herr-
mann und Wirtschaftsministerin
Ilse Aigner haben das Ergebnis
des Auswahlverfahrens für die
nachhaltige Entwicklung funktio-
naler Räume bekanntgegeben.
Beide messen diesem Thema eine
große Bedeutung für die Zukunft
Bayerns bei: „Mit dem durchge-
führten Auswahlverfahren für in-
terkommunale Kooperationen
sind wir bei der EFRE-Förderung
ganz neue Wege gegangen. Wir er-
reichen damit eine noch stärkere
Einbindung der lokalen Ebene in
die EU-Förderung und stärken die
Zusammenarbeit zwischen den
Kommunen.“ 20 interkommunale
Kooperationen aus ganz Bayern
können nun in die nächste Phase
eintreten und Förderanträge für
ihre konkreten Projekte vorberei-
ten.

20 Gemeinschaftsprojekte im Freistaat können nun für ihre konkreten Maßnahmen Fördergelder beantragen

Teilräume in Bayern durch interkommunale Kooperation stärken
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VOF
Wir führen für öffentliche Auftraggeber

VOF-Verfahren durch.

RAe Prof. Rauch & Partner, Regensburg
www.prof-rauch-baurecht.de


